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Sehr geehrte Leserin
Sehr geehrter Leser

Es ist wenig bekannt, dass Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte zum Schutze
ihrer Klientschaft strengen standesrecht-
lichen Regeln unterstehen. Dies unter-
scheidet sie von den anderen in der
Rechtsberatung tätigen Berufsgruppen.
Standesrechtliche Regeln erlassen einer-
seits der schweizerische und die kantona-
len Anwaltsverbände. Andererseits hat
der eidgenössische Gesetzgeber im Bun-
desgesetz über die Freizügigkeit der 

Anwältinnen und Anwälte verbindliche
Berufsregeln aufgestellt. Darin werden
Anwältinnen und Anwälte unter ande-
rem verpflichtet, ihren Beruf sorgfältig
und gewissenhaft auszuüben. Sie haben
unabhängig, in eigenem Namen und auf
eigene Verantwortung tätig zu sein. Kon-
flikte zwischen den Interessen der Klient-
schaft und anderen Personen, mit denen
die Anwältin oder der Anwalt geschäft-
lich oder privat in Beziehung stehen, sind
in jedem Fall zu vermeiden. Zudem be-
steht die Pflicht, eine Berufshaftpflicht-
versicherung abzuschliessen. Der Klient-
schaft bietet dieses Standesrecht einen
besonderen Schutz: Wer der Meinung ist,
der von ihr beauftragte Anwalt habe sich
nicht korrekt verhalten, kann beim kan-
tonalen Anwaltsverband oder bei der
staatlichen Anwaltskammer Anzeige er-
statten. Dies hat zur Folge, dass der Vor-
fall unabhängig untersucht wird. Sollte
sich tatsächlich ein standesrechtliches
Fehlverhalten einer Anwältin oder eines
Anwaltes ergeben, kann dies je nach
Schwere des Vorfalles und des Verschul-
dens entsprechende Sanktionen zur 
Folge haben, welche bis zum Entzug des
Anwaltspatentes gehen können. Das
Bundesgesetz über die Freizügigkeit der
Anwältinnen und Anwälte befindet sich
zur Zeit in Revision. Ausgelöst wurde die
Revision durch die Hochschulreform,
welche aufgrund der Erklärung von Bo-
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logna notwendig wurde. Neu wird das
juristische Studium nicht mehr mit
einem Lizenziat, sondern mit dem Titel
eines «Masters» oder eines «Bachelor-
Diploms» abgeschlossen. Inskünftig kann
sich ins Register eintragen lassen, wer das
juristische Studium mit dem Master ab-
geschlossen hat. Der Eintrag in das An-
waltsregister setzt zudem das Bestehen
einer anspruchsvollen kantonalen Prü-
fung voraus, was im Interesse der künf-
tigen Klientschaft ebenfalls sicher stellt,
dass nur qualifizierte Juristinnen und Ju-
risten zum Anwaltsberuf zugelassen wer-
den. Die Revision des Bundesgesetzes
über die Freizügigkeit der Anwältinnen
und Anwälte wird in einem weiteren, für
die Klientinnen und Klienten wichtigen
Punkt geändert: Die erwähnte Pflicht,
eine Berufshaftpflichtversicherung abzu-
schliessen, wird neu nicht nur Standes-
regel, sondern formelle Voraussetzung des
Registereintrages und damit der Berufs-
zulassung sein. Klientinnen und Klienten
wissen damit, dass – sollte einmal ein
Fehler in der Berufsausübung passieren –,
auf jeden Fall Versicherungsschutz für
den dadurch verursachten Schaden be-
steht. Auch diese Gewissheit können an-
dere Berufsgruppen ihrer Klientschaft
nicht im gleichem Masse bieten. ■

Strenge standesrechtliche Regeln 
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Hans Schwarzmaler ist seit 1986 geschieden. Auf Grund der Anmeldung seiner ehemaligen Ehefrau
für den Bezug einer IV-Rente führte die zuständige Ausgleichskasse das Verfahren zum Splitting 
der Einkommen infolge Scheidung durch. Aus dieser Aufteilung resultierte für ihn in den Jahren
1982 bis 1985 ein um rund 60’000 Franken niedrigeres Erwerbseinkommen. Hans Schwarzmaler
verstand das Vorgehen der Ausgleichskasse nicht, da dieses Vereinbarungen der güterrechtlichen
Auseinandersetzung verletze und unterlaufe. Falls seine ehemalige Ehegattin in Bezug auf 
die entrichteten AHV-Beiträge nicht richtig behandelt worden sei, dann müsse sie dies auf dem 
zivilrechtlichen Weg anfechten. Der Staat habe da nichts zu suchen und schon gar nicht die 
AHV-Verwaltung im verwaltungsrechtlichen Verfahren.

Hans Schwarzmaler ver-
suchte vergeblich, seinen
Willen durchzusetzen 
Er forderte daher eine anfecht-
bare Verfügung. Die Ausgleichs-
kasse wies die dagegen erhobe-
ne Einsprache ab. Auch beim
kantonalen Versicherungsgericht
war Hans Schwarzmaler kein

Erfolg beschieden. Das Gericht
hielt fest, dass es sich beim ent-
sprechenden Artikel im AHV-
Gesetz um eine zwingende öf-
fentlich-rechtliche Norm hand-
le, welche nicht durch eine pri-
vatrechtliche Vereinbarung be-
rührt und unterlaufen werden
könne, selbst wenn diese Be-

standteil des Zivilurteils werde.
Das rückwirkende Splitting sei
in den Schlussbestimmungen
zur 10. AHV-Revision ausdrück-
lich vorgesehen worden. Dies
lasse sich dadurch erklären, dass
bei einem Verzicht auf eine
Rückwirkung für Ehen, die vor
1997 geschlossen oder aufgelöst

Ehescheidung:
Die AHV bestimmt
die Aufteilung 
der Einkommen
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witweten oder geschiedenen
Personen werden die Einkom-
men, welche von der Ehefrau
und vom Ehemann während
der Kalenderjahre der gemein-
samen Ehe erzielt worden sind,
zusammengezählt und hälftig
auf die beiden Ehegatten auf-
geteilt. War nur einer der 
Ehegatten erwerbstätig, so wird
nur dessen Erwerbseinkommen
hälftig aufgeteilt. Für die Ein-
kommensteilung fallen nur die
Kalenderjahre in Betracht,
während denen beide Ehegat-
ten in der schweizerischen
AHV/IV versichert gewesen
sind. Ist ein Ehegatte beispiels-
weise im Fürstentum Liech-
tenstein erwerbstätig, so entfällt
für diese Zeit ein Splitting, da er
nicht in der Schweiz versichert
ist. Die Einkommen, welche die
Ehegatten im Jahr der Ehe-
schliessung und im Jahr der
Auflösung der Ehe erzielt ha-
ben, werden nicht geteilt. Eine
Teilung ist somit nur durchzu-
führen, wenn die Ehe mindes-
tens ein ganzes Kalenderjahr ge-
dauert hat. 

Beispiele:
● Heirat Mai 1985 – Scheidung

November 2004:
Die Einkommen der Jahre
1986 bis 2003 werden ge-
splittet.

● Heirat März 2003 – Schei-
dung Dezember 2004:
Kein Splitting.

Für dieses Verfahren hat sich
der Begriff «Splitting» durchge-
setzt, obgleich dieser im AHV-
Gesetz nicht zu finden ist.

Zwingendes Recht auch
bei ausländischen Urteilen
Die Teilung und gegenseitige je
hälftige Anrechnung der Ein-
kommen ist zwingendes Recht.
Die Regelung der Nebenfolgen
einer Scheidung ist somit für 
die Rentenberechnung ohne
Bedeutung. Diese Ordnung gilt
gemäss Rechtsprechung des Eid-
genössischen Versicherungsge-
richts vorbehältlich anders lau-
tender Staatsverträge auch für

nicht in der Schweiz getroffene
und nicht schweizerischem
Recht unterliegende Schei-
dungsvereinbarungen. Ebenfalls
kommt es nicht auf Wohnsitz
und Staatszugehörigkeit der 
anspruchberechtigten Person
an.

Zweck des Splittings
Der Gesetzgeber hat mit der
10. AHV-Revision einen Aus-
gleich zwischen den Ehegatten
eingeführt, weil ohne dieses
Splitting die vorwiegend oder
ausschliesslich im Haushalt täti-
gen Ehegatten gegenüber den
vorwiegend oder ausschliesslich
im Erwerbsleben stehenden
Ehegatten klar benachteiligt ge-
wesen wären, indem sie alleine
die Folgen einer niedrigeren
AHV- oder IV-Rente zu tragen
hätten. Das Familienrecht war
bei der Einführung der AHV im
Jahre 1948 von der traditionel-
len Aufgabenteilung geprägt.
Der Ehemann sorgte für den Fa-
milienunterhalt, was zur Folge
hatte, dass die Ansprüche der
Ehefrau stark von jenen des
Ehemannes abhängig waren.
Ferner waren zu jener Zeit
Scheidungen von geringer ge-
sellschaftlicher Bedeutung. Die
Häufigkeit der Scheidungen hat
in den letzten Jahrzehnten stark
zugenommen. Die ursprüngli-
che Regelung der AHV konnte
nicht mehr befriedigen. Sie
stand auch im krassen Wider-
spruch zum partnerschaftlichen
Rollenverständnis des neuen
Eherechtes. Dieses Ungenügen
zeigte sich vor allem bei den
Renten geschiedener Frauen.

Wann wird das Einkommen
der Ehegatten gesplittet?
Die Einkommensteilung wird
nur vorgenommen, wenn
● beide Ehegatten Anspruch

auf eine Alters- oder Invali-
denrente haben, oder 

● die Ehe durch Scheidung auf-
gelöst wird, oder

● wenn eine verwitwete Person
Anspruch auf eine Alters-
rente hat.

worden seien, die umfassende
Anwendbarkeit der neuen Auf-
teilungsregeln auf unbestimmte
Zeit verschoben worden wäre.
Hans Schwarzmaler überzeug-
ten die Ausführungen der kan-
tonalen Instanz nicht. Er zog 
das Urteil an das Eidgenössische
Versicherungsgericht weiter.

Dieses trat am 5. August
2005 auf die Vorbringen
des Beschwerdeführers,
das Splitting verstosse
gegen eine ganze Reihe

von Verfassungsgrundsätzen und
es verletze unser Rechtssystem
in Bezug auf Trennung von
Staat und Privat, nicht weiter
ein. Unter Verweis auf das Urteil
der Vorinstanz wies es die Be-
schwerde ab.

Was heisst Einkommens-
aufteilung zwischen 
Ehegatten?
Alle Personen, die nach dem
1. Januar 1997, also nach dem
In-Kraft-Treten der 10. AHV-
Revision, rentenberechtigt wer-
den, haben ungeachtet ihres 
Zivilstandes einen eigenen An-
spruch auf eine Alters- oder 
Invalidenrente. Die Ausgleichs-
kassen tragen die Einkommen,
für welche versicherte Personen
Beiträge entrichtet haben, je-
weils in die individuellen Konti
ein. Für die Berechung der 
Renten bei verheirateten, ver-

50%

50%

Einkommen
vor der Ehe Einkommen

vor der Ehe

Einkommen
während der

Ehe wird geteilt

Einkommen
während der

Ehe wird geteilt

Einkommen
nach der Ehe Einkommen

nach der Ehe

Ehemann Ehefrau

So funktioniert das Splitting

Eine Teilung ist nur durch-
zuführen, wenn die Ehe 
mindestens ein ganzes 
Kalenderjahr gedauert hat. 
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Welche Auswirkungen 
hat das Splitting auf die
Rentenberechnung?
Die Berechung der AHV- und
IV-Renten richtet sich einerseits
nach den anrechenbaren Bei-
tragszeiten und andererseits
nach den Erwerbseinkommen
sowie den Erziehungs- und Be-
treuungsgutschriften. Damit be-
einflussen die Einkommen, auf
die AHV-Beiträge bezahlt wor-
den sind, die Rentenberechung
massgebend. Es ist schwierig,
generelle Aussagen zu den Aus-
wirkungen des Splittings auf die
Rentenberechnung zu machen.
Diese sind sicher dann am 
grössten, wenn ein Ehegatte ein
grosses Einkommen erzielte und
der andere Ehegatte kein oder
nur ein bescheidenes Einkom-
men hatte. So sind Konstellatio-
nen möglich, aufgrund derer die
AHV- oder IV-Rente eines Ehe-
gatten wegen des Splittings in-
folge Scheidung bedeutend tie-
fer ausfällt. Ein AHV-Rentner,
dessen Ehefrau noch nicht im
AHV-Rentenalter steht, muss
beispielsweise damit rechnen,
dass seine Rente nach der Schei-
dung tiefer ist. Eine Besitz-
standsgarantie gibt es nicht. Bei
solchen Verhältnissen war in-
dessen allermeist die Ehefrau als
Hausfrau und Mutter tätig,
während der Ehemann einem
Erwerb nachging. In so gelager-
ten Fällen ist zu beachten, dass
den Erziehungsgutschriften eine
erhebliche Ausgleichsfunktion
zukommt.

Anrechnung von
Erziehungsgutschriften
Versicherten kann bei der Be-
rechnung einer AHV- oder IV-
Rente für diejenigen Jahre eine
Erziehungsgutschrift angerech-
net werden, in welchen ihnen
die elterliche Sorge für eines
oder mehrere Kinder zusteht,
die das 16. Altersjahr noch nicht
erreicht haben. Dabei werden
Eltern, die gemeinsam Inhaber
der elterlichen Sorge sind, je-
doch nicht zwei Gutschriften
kumulativ gewährt. Ein An-

spruch auf Anrechnung von 
Erziehungsgutschriften besteht
auch für Jahre, in denen die El-
tern Kinder lediglich unter ihrer
Obhut hatten, ohne dass ihnen
die elterliche Sorge zustand. Die
Gutschriften werden immer für
ganze Kalenderjahre angerech-
net. Während des Jahres, in
dem der Anspruch entsteht,
werden keine Gutschriften be-
rücksichtigt. Im Jahr, in dem der
Anspruch erlischt, werden in-
dessen Gutschriften angerech-
net. Die Gutschrift für das Jahr,
in welchem die Ehe aufgelöst
wurde oder ein Elternteil stirbt,
wird dem Elternteil angerech-
net, welchem das Kind zuge-
sprochen wurde oder welcher
hinterblieben ist. Steht die elter-
liche Sorge geschiedenen oder
unverheirateten Eltern gemein-
sam zu, so können diese schrift-
lich vereinbaren, welchem El-
ternteil die ganze Erziehungs-
gutschrift angerechnet werden
soll. Ohne eine solche Vereinba-
rung wird die Gutschrift hälftig
geteilt. Die Erziehungsgutschrift
entspricht der dreifachen jähr-
lichen Minimalrente, aktuell
38’700 Franken. Gleich wie das
Erwerbseinkommen unterste-
hen auch die Erziehungsgut-
schriften den Regeln des Split-
tings.

Wie ist nach einer 
Scheidung vorzugehen?
Nach der Scheidung können die
ehemaligen Ehegatten wahl-
weise an eine Ausgleichskasse,
bei der einer von ihnen AHV-
Beiträge bezahlt hat, gelangen
und um die Einkommensteilung
nachsuchen. Die Nummern al-
ler Ausgleichskassen, bei wel-
chen für eine Person ein indivi-
duelles Konto geführt wird, sind
auf dem AHV-Ausweis aufge-
führt. Die Adressen der Aus-
gleichskassen sind auf der letz-
ten Seite der Telefonbücher oder
im Internet unter www.ahv.ch
zu finden.
Das Gesuch um Einkommens-
teilung kann von beiden ehe-
maligen Ehegatten gemeinsam

oder von jedem individuell ein-
gereicht werden. Den geschie-
denen Ehegatten empfehlen die
Ausgleichskassen jedoch, das
Gesuch möglichst unmittelbar
nach der Scheidung einzurei-
chen. Dadurch kann das Ver-
fahren rasch und zuverlässig
durchgeführt werden. So kön-
nen auch unliebsame Verzöge-
rungen bei späteren Rentenbe-
rechnungen vermieden werden.
Formulare können über den
Online-Schalter der SVA St.Gal-
len bezogen und gleich auch am
PC ausgefüllt werden (www.
svasg.ch).

Hat es Folgen, 
wenn kein Splittingantrag
gestellt wird?
Die Einkommensteilung muss
nicht zwingend beantragt wer-
den. Unterlassen es beide ge-
schiedenen Ehegatten, so hat
dies keine Folgen. Die Aus-
gleichskassen sind von Gesetzes
wegen gehalten, die Einkom-
mensteilung spätestens im Zeit-
punkt der Rentenberechnung
von sich aus vorzunehmen.

Kann das Splitting 
überprüft werden?
Nach Abschluss des Verfahrens
erhalten die ehemaligen Ehe-
gatten einen neuen AHV-Aus-
weis und eine Kontenübersicht.
Wer mit der Einkommensauf-
teilung nicht einverstanden ist,
kann von der Ausgleichskasse,
die das Splitting durchgeführt
hat, eine anfechtbare Verfügung
verlangen. Die betroffene Per-
son hat dann die Möglichkeit,
gegen die Verfügung innert 30
Tagen bei der Ausgleichskasse
Einsprache zu erheben. Sollten
die Differenzen auch im Ein-
spracheverfahren nicht ausge-
räumt werden können, steht
den Betroffenen, wie wir ein-
gangs gesehen haben, der
Weiterzug an das kantonale und
Eidgenössische Versicherungs-
gericht offen. ■

lic. iur. 
Gion Pieder Casaulta

Rechtsanwalt
Leiter Recht und Regress

SVA St.Gallen
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Am 1. April 2004 sind die neuen Bestimmungen des schweizerischen Kartellgesetzes (KG) in Kraft
getreten. Die vom KG vorgesehene einjährige «Schonfrist» ist am 31. März 2005 abgelaufen. 
Diese Revision stellt eine bedeutende und einschneidende Reform des KG dar. Die wichtigste Neuerung
bildet die Einführung direkter Sanktionen bei Wettbewerbsverstössen in Form von Bussen. 
Hiermit hat der Gesetzgeber den Wettbewerbsbehörden nun ein griffiges Instrument zur Ahndung
wettbewerbswidrigen Verhaltens in die Hand gegeben. Der nachfolgende Artikel stellt die wichtigsten
Neuerungen des KG vor und zeigt auf, welche Massnahmen von den Unternehmen zu ergreifen 
sind, damit Sanktionen vermieden werden können.

Das bisherige Kartellrecht
1. Ein zahnloser Papiertiger
Mit der letzten Reform von 1995
wurden die Bestimmungen des
KG zwar verschärft, indem ihr
Geltungsbereich ausgeweitet und
strengere (dem EG-Wettbewerbs-
recht angepasste) Beurteilungs-
regeln eingeführt wurden. Den-

noch erwies sich das Gesetz als
zahnloser Papiertiger. Ein Unter-
nehmen, dessen Verhalten von
der Wettbewerbskommission
(WEKO) als wettbewerbswidrig
beurteilt wurde, hatte – mit
Ausnahme von negativer Publi-
zität – wenig zu befürchten. Die
Verhängung von Bussen war ge-

mäss dem bisherigen Recht nur
dann möglich, wenn das Unter-
nehmen trotz einer formellen
Unzulässigkeitsverfügung der
WEKO mit seiner wettbewerbs-
widrigen Praxis fortfuhr, was
während der Geltungsdauer des
bisherigen KG nur ein einziges
Mal vorkam.

Neuerungen im
schweizerischen
Kartellrecht
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2. Unzulässigkeitsvermutung 
nur bei gewissen 
horizontalen Abreden

Das bisherige KG stellte eine ge-
setzliche Unzulässigkeitsvermu-
tung nur für Abreden zwischen
miteinander im Wettbewerb ste-
henden Unternehmen der glei-
chen Marktstufe (sogenannte
horizontale Abreden) auf. Als
vermutungsweise unzulässig gal-
ten demnach ausschliesslich ho-
rizontale Abreden betreffend
Preise, Mengen sowie Gebiets-
oder Kundenaufteilungen, soge-
nannte harte Horizontalabreden.
Beispiel einer horizontalen
Preisabrede: Die X AG und
die Y GmbH, welche beide
Stahlrohre herstellen und
verkaufen, einigen sich, an
Dritte keine Preisofferten
ohne vorherige Konsultation
des anderen zu machen.

3. Missbrauch einer markt-
beherrschenden Stellung

Bereits das bisherige KG hat
Unternehmen, welche in einem
bestimmten Markt(bereich) über
eine sogenannte marktbeherr-
schende Stellung verfügten, Ver-
haltensgebote beziehungsweise
-verbote auferlegt. Marktbe-
herrschung wird laut KG dann

angenommen, wenn sich ein
Unternehmen (als Anbieter oder
Nachfrager) in einem Markt
(auch in einem engen Nischen-
markt) von anderen Marktteil-
nehmern in wesentlichem Um-
fang unabhängig verhalten
kann. Je nach Marktstruktur
reicht bereits ein Marktanteil
von 25 bis 30 Prozent aus, um
diese Unabhängigkeit zu be-
gründen. Die verbotenen Ver-
haltensweisen eines marktbe-
herrschenden Unternehmens
werden im KG beispielhaft, aber
nicht abschliessend, aufgelistet.
Unzulässig sind etwa die Ver-
weigerung von Geschäftsbezie-
hungen (sogenannter Boykott)
oder die Diskriminierung bei
Preisen und sonstigen Geschäfts-
bedingungen.
Beispiel des Missbrauchs 
einer marktbeherrschenden
Stellung: Die Z AG verfügt 
in der Ostschweiz in einem
Nischenmarkt über einen
Marktanteil von 35 Prozent.
Mit der Drohung, die W
GmbH sonst nicht mehr zu
beliefern, zwingt sie diese
zum Abschluss einer Abnah-
mevereinbarung zu völlig
unangemessenen Bedingun-
gen.

Die neuen Bestimmungen
1. Neuer Unzulässigkeits-

vermutungstatbestand 
bei vertikalen Preis- und 
Gebietsabreden

Neu eingeführt wurde die ge-
setzliche Vermutung, wonach
auch gewisse Abreden zwischen
Unternehmen unterschiedlicher
Marktstufen, also beispielsweise
zwischen Lieferant und Ver-
triebshändler, als unzulässig gel-
ten (sogenannte harte Vertikal-
abreden). Die Beseitigung dieser
Vermutung ist zwar grundsätz-
lich möglich, dürfte jedoch in
der Praxis schwierig sein.
Vermutungsweise unzulässig sind
einerseits Absprachen über Min-
destverkaufs- oder Festpreise
beziehungsweise Preisbestand-
teile (beispielsweise Rabatte).
Weiterhin zulässig ist lediglich

die Regelung der Höchstpreise.
Um eine unzulässige Preisabrede
zu begründen, bedarf es keiner
ausdrücklichen vertraglichen
Verpflichtung. Vielmehr genü-
gen bereits Preisempfehlungen,
sofern sie von der Gegenseite
aufgrund von Druck oder be-
sonderen Anreizen befolgt wer-
den.
Vermutungsweise unzulässig
sind andererseits auch harte Ab-
reden über die Zuteilung von
Vertragsgebieten. Dies ist der
Fall, wenn ein Lieferant seinem
Vertriebshändler verbietet, auf
Anfrage hin an einen Abneh-
mer ausserhalb seines Vertrags-
gebiets zu liefern. Zulässig hin-
gegen ist die Beschränkung der
sog. aktiven Verkäufe. So kann
der Lieferant seinem Vertriebs-
händler nach wie vor vorschrei-
ben, ausserhalb seines Vertrags-
gebiets keine Werbung zu ma-
chen, keine Niederlassungen zu
eröffnen und keine Ausliefe-
rungslager zu unterhalten.
Beispiel einer vertikalen Ge-
bietsabrede: Die Q AG, wel-
che die von ihr hergestellten
Produkte über Vertriebs-
händler mit fest zugeteilten
Vertragsgebieten vertreibt,
verbietet ihrem Vertriebs-
händler X, ihre Produkte in
das Vertragsgebiet des Ver-
triebshändlers Y zu verkau-
fen.

2. Neue Sanktionsordnung
Mit der Revision wurden erst-
mals direkte Sanktionen in
Form von Bussen eingeführt.
Sie werden bei harten Horizon-
talabreden, bei harten Vertikal-
abreden sowie beim Missbrauch
einer marktbeherrschenden
Stellung ausgesprochen. Aus-
gangspunkt für die Bemessung
einer Busse ist der sogenannte
Basisbetrag. Er entspricht je
nach Schwere und Art des Ver-
stosses bis zu 10 Prozent des in
den letzten drei Geschäftsjahren
auf dem (die Wettbewerbsver-
letzung) betreffenden Markt in
der Schweiz erzielten Umsatzes.
Eine spezielle KG-Sanktionsver-



3-2005  Das Mandat  9

RECHT & UNTERNEHMUNG
ordnung regelt sodann, ob die-
ser Basisbetrag aufgrund langer
Dauer des Verstosses oder er-
schwerender Umstände erhöht
oder aufgrund mildernder Um-
stände gesenkt werden kann.
Die maximale Sanktion beträgt
jedoch in keinem Fall mehr als
10 Prozent des in den letzten
drei Geschäftsjahren in der
Schweiz gesamthaft erzielten
Umsatzes des Unternehmens.
Eine solche Sanktion dürfte für
manches Unternehmen jedoch
bereits hart an der Grenze zur
Existenzgefährdung sein.

3. Melde- und Widerspruchs-
verfahren

Ist unsicher, ob eine Verhaltens-
weise eine unzulässige und da-
mit sanktionierbare Wettbe-
werbsbeschränkung darstellt, so
besteht für das involvierte Unter-
nehmen die Möglichkeit, der
WEKO seine Verhaltensweise zu
melden, diese aber bis auf wei-
teres fortzusetzen. Wird dem
meldenden Unternehmen dies-
falls innerhalb von fünf Mona-
ten die Eröffnung eines Verfah-
rens zur Untersuchung von
Wettbewerbsverletzungen mit-
geteilt, so hat das Unternehmen
die gemeldete und evtl. bereits
vollzogene Verhaltensweise so-
fort einzustellen, will es keine
Busse riskieren. Erfolgt keine
Mitteilung der WEKO, so ent-
fällt die Sanktionsmöglichkeit
für die gemeldete Verhaltens-
weise.

4. Neue Bonusordnung/
Kronzeugenregelung

Um die Entdeckungswahrschein-
lichkeit von unzulässigen Wett-
bewerbsbeschränkungen zu er-
höhen, wurden mit der Revi-
sion spezielle Anreize zum
Bruch der «Kartellsolidarität»
geschaffen. So besteht je nach
Ausmass der Kooperationswil-
ligkeit einer Unternehmung be-
ziehungsweise je nach Erfolg,
den diese Kooperation für die
WEKO bei der Aufdeckung sol-
cher Wettbewerbsbeschränkun-
gen zeitigt, die Möglichkeit des

vollständigen oder teilweisen
Sanktionserlasses.

Erfahrungen mit dem 
revidierten KG
Während der einjährigen Dauer
der Übergangsfrist wurde den
Unternehmen die Möglichkeit
eingeräumt, ihr Marktverhalten
und ihre Verträge den revidier-
ten KG-Bestimmungen anzu-
passen, ohne dabei sofort mit
Sanktionen, insbesondere Bus-
sen, rechnen zu müssen. Zudem
bestand während der Über-
gangsfrist für die Unternehmen
die Möglichkeit, bei Inkrafttre-
ten des revidierten KG bereits
bestehende Wettbewerbsbe-
schränkungen der WEKO zu
melden, um Sanktionen zu ver-
meiden. Gemäss ihren eigenen
Angaben erhielt die WEKO
allein in der letzten Woche vor
Ablauf der Übergangsfrist über
1000 solcher Meldungen. Auf-
grund der relativ kurzen Periode
seit Ablauf der Übergangsfrist
am 31. März 2005 sind bis jetzt
noch keine Sanktionen nach
dem revidierten KG ausgespro-
chen, beziehungsweise publik
gemacht worden. Dies könnte
sich jedoch schon bald ändern.

Wie können Sanktionen
vermieden werden?
1. Vermeidung von Sanktionen

infolge bestehender KG-
Verletzungen

Um Sanktionen infolge beste-
hender KG-Verletzungen zu
vermeiden, empfiehlt es sich,
folgende Schritte zu unterneh-
men:
● Analyse der Marktstruktur

und der eigenen Marktstel-
lung.

● Prüfung eigener Vertriebs-
systeme und des sonstigen
Marktverhaltens (Verträge,
Absprachen und Aussenkon-
takte mit Kunden, Lieferan-
ten und Wettbewerbern).

● Sofortige Eliminierung harter
Abreden (Überarbeitung der
Verträge).

● Evtl. Melde- und Wider-
spruchsverfahren.

2. Vermeidung von zu-
künftigen KG-Verletzungen 
durch ein Compliance-
System

Um das Risiko von zukünftigen
KG-Verletzungen und daraus
entstehender Sanktionen zu
vermeiden, empfiehlt sich die
Implementierung eines Kartell-
rechts-Compliance-Systems. Ein
solches könnte folgende Schritte
beinhalten:
● Durchführung einer Informa-

tionsveranstaltung zur Sensi-
bilisierung der Mitarbeiter.

● Aufbau eines systematischen
Vertragsmanagements und Si-
cherstellung der Risikoerken-
nung.

● Schaffung einer unterneh-
mensinternen Meldestelle
und Erarbeitung eines Pflich-
tenheftes.

● Vorbereitung des Krisenma-
nagements (Verhaltensregeln
für den Ernstfall).

Fazit
Mit den neuen Bestimmungen
hat der Gesetzgeber einerseits
das Feld der vermutungsweise
unzulässigen Wettbewerbsabre-
den entscheidend erweitert, in-
dem nun auch harte Vertikalab-
reden dazugehören. Durch den
auch im europäischen Vergleich
hohen Bussenrahmen, verbun-
den mit einer grossen Entde-
ckungswahrscheinlichkeit infol-
ge der neuen Bonusregelung so-
wie verschärfter Ermittlungs-
methoden, ist zudem die Wir-
kung, insbesondere die präven-
tive, des KG massiv erhöht wor-
den. Der ehemals zahnlose Pa-
piertiger hat Zähne bekommen,
die er nicht nur furchteinflös-
send fletschen, sondern mit de-
nen er auch kräftig zubeissen
kann. Unternehmen, welche
sich kartellrechtlich unzulässig
verhalten, sei es im Verhältnis
zu ihren Konkurrenten, sei es in
der Beziehung zu ihren Liefe-
ranten oder Vertriebshändlern,
tun gut daran, sich darauf ein-
zustellen und die nötigen Vor-
kehrungen zur Risikominimie-
rung zu treffen. ■

lic. iur.
Thomas Schönenberger

Rechtsanwalt
St.Gallen
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Das gerichtliche Nachlassverfahren hat in den letzten Jahren des öfteren für Schlagzeilen gesorgt. 
Der prominenteste Fall ist wohl das Nachlassverfahren der Swissair und der mit der Swissair 
verbundenen Gesellschaften. Aber auch in unserer Region ist das Nachlassverfahren bekannt
geworden. Man denke zum Beispiel an das Nachlassverfahren im Zusammenhang mit dem FC Wil.
Neben dem hier zu besprechenden gerichtlichen Nachlassverfahren, welches im SchKG (Art. 293ff.) 
geregelt ist, gibt es auch noch das aussergerichtliche Nachlassverfahren. Dort versucht der Schuldner
mittels eines aussergerichtlichen Nachlassvertrages mit jedem seiner Gläubiger einzeln überein-
zukommen, dass er auf seine Forderung ganz oder zum Teil verzichtet. Dieses Verfahren beruht auf 
rein privaten Rechtsgeschäften; eine Mitwirkung des Gerichtes findet nicht statt.

Arten
Das gerichtliche Nachlassverfah-
ren unterscheidet drei Grund-
typen (wobei Kombinationen
möglich sind) von Nachlassver-
trägen:
● Mit dem Stundungsvergleich

verzichten die Gläubiger nicht
auf ihre Forderungen (auch
nicht teilweise), sondern dem
Schuldner wird die vollstän-
dige Tilgung der Gläubiger-
forderungen gestundet. Der
Schuldner unterbreitet mit

dem Nachlassvertrag den
Gläubigern einen Zeitplan,
gemäss welchem er die For-
derungen vollständig zu til-
gen gedenkt.

● Im Gegensatz zum Stun-
dungsvergleich verzichten die
Gläubiger beim Prozent- be-
ziehungsweise Dividenden-
vergleich gleichmässig auf
einen Teil ihrer Forderungen.
Der Schuldner offeriert sei-
nen Gläubigern die Bezah-
lung eines Teils der Forderun-

gen, der Rest der Forderun-
gen wird ihm erlassen.

● Beim Nachlassvertrag mit
Vermögensabtretung (Liqui-
dationsvergleich) wird den
Gläubigern das Verfügungs-
recht über das schuldnerische
Vermögen oder über Teile
hievon eingeräumt oder die-
ses Vermögen wird einem
Dritten ganz oder teilweise
abgetreten. Dabei wird der
Schuldner von seinen Ver-
bindlichkeiten befreit. Die

Gerichtliches
Nachlass-
verfahren

Gerichtliches
Nachlass-
verfahren
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Gläubiger befriedigen sich
dann aus dem erzielten Erlös.

Bewilligungsverfahren
Ein Schuldner, der einen Nach-
lassvertrag erlangen will, muss
dem Nachlassrichter ein be-
gründetes Gesuch und den Ent-
wurf eines Nachlassvertrages
einreichen. Er hat dem Nach-
lassrichter hierzu bestimmte
Unterlagen vorzulegen, so zum
Beispiel eine Bilanz- und eine
Betriebsrechnung. Aus den dem
Nachlassrichter einzureichen-

den Unterlagen muss
die Vermögens-, Er-
trags- oder Einkom-
menslage ersichtlich
sein. Ist der Schuld-
ner zur Führung von

Geschäftsbüchern verpflichtet,
so ist ein Verzeichnis dieser Ge-
schäftsbücher einzureichen.
Mit der Revision des SchKG
wurde das Institut der provisori-
schen Nachlassstundung einge-
führt. Heute wird in den mei-
sten Fällen vor der ordentlichen
Nachlassstundung eine soge-
nannte provisorische Nachlass-
stundung beantragt, wobei eine
solche höchstens für die Dauer
von zwei Monaten bewilligt und
ein provisorischer Sachwalter
mit der Prüfung der Vermögens-,
Ertrags- oder Einkommenslage
und der Aussicht des Schuldners
auf Sanierung beauftragt wird.
Nach Ablauf dieser zweimonati-
gen provisorischen Nachlass-
stundung hat der Sachwalter
dem Nachlassrichter die Ergeb-
nisse seiner Prüfung in einem
Sachwalterbericht zu unterbrei-
ten. Falls diese Prüfung positiv
ist, das heisst Aussicht auf einen
Nachlassvertrag beziehungs-
weise Sanierung besteht, ge-
währt der Nachlassrichter dem
Schuldner eine Nachlassstun-
dung für die Dauer von vier bis
sechs Monaten. Die Dauer der
Nachlassstundung kann auf An-
trag des Sachwalters auf zwölf
und in besonders komplexen
Fällen auf höchstens 24 Monate
verlängert werden. Im Gegen-
satz zur vorausgehenden provi-

sorischen zweimonatigen Nach-
lassstundung spricht man hier
von der ordentlichen Nachlass-
stundung. Der in der provisori-
schen Nachlassstundung er-
nannte Sachwalter wird dann
regelmässig auch Sachwalter
der nachfolgenden ordentlichen
Nachlassstundung. Der Nach-
lassschuldner hat für das Nach-
lassverfahren einen Kostenvor-
schuss zu leisten.

Wirkungen der Nachlass-
stundung
Während der Nachlassstundung
kann der Schuldner grundsätz-
lich nicht mehr betrieben wer-
den; Verjährungs- und Verwir-
kungsfristen stehen still. Nur in
Ausnahmefällen kann während
der Nachlassstundung gegen
den Schuldner eine Betreibung
eingeleitet werden, nämlich Be-
treibungen auf Pfändung für die
Forderungen der ersten Klasse
(zum Beispiel Arbeitnehmerfor-
derungen) und Betreibungen
auf Pfandverwertung für grund-
pfandgesicherte Forderungen.
Die Verwertung des Grundpfan-
des während der Nachlassstun-
dung bleibt dagegen ausge-
schlossen. Mit der Bewilligung
der Nachlassstundung hört
gegenüber dem Schuldner auch
der Zinsenlauf (ausgenommen
für pfandgesicherte Forderun-
gen) auf. Während der Nach-
lassstundung kann der Schuld-
ner grundsätzlich seine Ge-
schäftstätigkeit weiterführen,
wobei er allerdings unter der
Aufsicht des Sachwalters steht.
Der Nachlassrichter kann jedoch
(in seinem Bewilligungsent-
scheid) anordnen, dass der
Schuldner gewisse Handlungen
nur noch unter Mitwirkung des
Sachwalters rechtsgültig vor-
nehmen kann. Der Nachlass-
richter kann sogar soweit ge-
hen, dass er den Sachwalter mit
der Geschäftsführung beauf-
tragt. Bestimmte Handlungen
können während der Nachlass-
stundung aber auch nicht unter
Mitwirkung des Sachwalters
vorgenommen werden, sondern

bedürfen in jedem Fall der Er-
mächtigung durch den Nach-
lassrichter. So können zum Bei-
spiel ohne Ermächtigung des
Nachlassrichters nicht rechts-
gültig Teile des Anlagevermö-
gens veräussert oder belastet
werden, Pfänder bestellt, Bürg-
schaften eingegangen oder un-
entgeltliche Verfügungen ge-
troffen werden.
Diese Wirkungen, also zum Bei-
spiel Betreibungsverbot, Aufhö-
ren des Zinsenlaufes usw., gelten
nicht nur während der ordent-
lichen Nachlassstundung, son-
dern bereits während der provi-
sorischen Nachlassstundung.

Sachwalter
Dem Sachwalter kommt im
Nachlassverfahren eine wichtige
Rolle zu. Er hat dabei die Inte-
ressen des Schuldners sowie
diejenigen der Gläubiger unpar-
teiisch zu wahren. Insbesondere
hat er die Handlungen des
Schuldners zu überwachen, un-
verzüglich nach seiner Ernen-
nung ein Inventar über sämt-
liche Vermögensbestandteile des
Schuldners zu erstellen und 
die Vermögensbestandteile zu
schätzen. Er hat die Gläubiger
aufzufordern, ihre Forderungen
einzugeben sowie eine Gläubi-
gerversammlung einzuberufen.
Eine wesentliche Aufgabe des
Sachwalters besteht auch darin,
die Gläubiger über den Verlauf
der Stundung zu orientieren. Der
Sachwalter hat vor Ablauf der
Stundung dem Nachlassrichter
sämtliche Aktenstücke zu unter-
breiten, einen Bericht zu erstel-
len und dem Nachlassrichter die
Bestätigung oder Ablehnung des
Nachlassvertrages zu empfehlen.

Bestätigung des Nachlass-
vertrages
Der Nachlassvertrag kann vom
Nachlassrichter nur dann bestä-
tigt werden, wenn die Gläubiger
den Nachlassvertrag angenom-
men beziehungsweise diesem
zugestimmt haben. Dies ist dann
der Fall, wenn bis zum Ent-
scheid des Nachlassrichters ent-

Während der Nachlass-
stundung kann der Schuldner
grundsätzlich nicht mehr 
betrieben werden.
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weder die Mehrheit der Gläubi-
ger, die zugleich mindestens
zwei Drittel des Gesamtbetrages
der Forderungen vertreten, oder
ein Viertel der Gläubiger, wel-
che aber mindestens drei Viertel
des Gesamtbetrages der Forde-
rungen vertreten, zugestimmt
haben. Bei den dem Nachlass-
vertrag zustimmenden Gläubi-
gern kann es sich nur um die
Gläubiger der dritten Klasse
handeln. Die privilegierten
Gläubiger können einem Nach-
lassvertrag nicht zustimmen, da
ein Nachlassvertrag nur dann
zustande kommen kann, wenn
ihre Forderungen gänzlich er-
füllt werden. Falls somit zu we-
nig Vermögen vorhanden ist,
um die privilegierten Forderun-
gen (zum Beispiel alle Arbeit-
nehmerforderungen) zu befrie-
digen, kommt ein Nachlassver-
trag nicht zustande. Bei pfand-
gesicherten Forderungen ist nur
derjenige Betrag zu berücksich-
tigen, welcher nach Schätzung
des Sachwalters ungedeckt
bleibt. Falls die erwähnten Quo-
rums zustande kommen, wird
der Nachlassrichter den Nach-
lassvertrag bestätigen, wenn zu-
sätzlich folgende Voraussetzun-
gen gegeben sind:
● Die angebotene Summe muss

im richtigen Verhältnis zu den
Möglichkeiten des Schuld-
ners stehen;

● Bei einem Nachlassvertrag mit
Vermögensabtretung muss das
Verwertungsergebnis oder die
vom Dritten angebotene
Summe höher erscheinen als
der Erlös, der im Konkurs
voraussichtlich erzielt würde;

● Der Vollzug des Nachlassver-
trages, die vollständige Be-
friedigung der angemeldeten
privilegierten Gläubiger so-
wie die Erfüllung der wäh-
rend der Stundung mit Zu-
stimmung des Sachwalters
eingegangenen Verbindlich-
keiten müssen hinlänglich si-
chergestellt sein, soweit nicht
einzelne Gläubiger ausdrück-
lich auf die Sicherstellung 
ihrer Forderungen verzichten.

Falls der Nachlassrichter den
Nachlassvertrag bestätigt, ist
dieser grundsätzlich für alle
Gläubiger verbindlich. Dies be-
deutet somit, dass zum Beispiel
bei einem Prozent- beziehungs-
weise Dividendenvergleich, ge-
mäss welchem der Schuldner
den Gläubigern die Befriedigung
der Hälfte der Forderung in
Aussicht stellt, ein nichtzustim-
mender Gläubiger sich hiegegen
nicht zur Wehr setzen kann.
Auch er hat sich in diesem Fall
damit abzufinden, dass er nur
die Hälfte seiner Forderung be-
zahlt erhält.

Nichzustandekommen des
Nachlassvertrages
Falls der Nachlassvertrag durch
die Gläubiger abgelehnt wird
oder die Voraussetzungen hiezu
nicht erfüllt sind – zum Beispiel
nicht hinlängliche Sicherstel-
lung für die Forderungen der
privilegierten Gläubiger, – so
steht es jedem Gläubiger offen,
innert 20 Tagen seit der Be-
kanntmachung über jeden
Schuldner die sofortige Kon-
kurseröffnung zu verlangen. Es
kann somit auch Konkurseröff-
nung über denjenigen Schuld-
ner verlangt werden, welcher
sonst nicht der Konkursbetrei-
bung unterliegt.

Nachlassvertrag mit 
Vermögensabtretung
Insbesondere diese Art von
Nachlassvertrag ist in den letz-
ten Jahren in die Schlagzeilen
geraten. Sehr oft wird sogar
schon während der provisori-
schen oder dann während der
ordentlichen Nachlassstundung
das schuldnerische Vermögen,
zum Beispiel der gesamte Be-
trieb, verkauft. In der Nachlass-
masse verbleibt dann der aus
diesem Verkauf resultierende
Erlös, welcher den Gläubigern
zur Verfügung gestellt wird. Die
Gläubiger üben ihre Rechte
durch einen Liquidator (oder
mehrere Liquidatoren) aus,
welcher unter Aufsicht und
Kontrolle des Gläubigeraus-

schusses steht. Üblicherweise ist
es so, dass der im vorausgehen-
den Nachlassverfahren tätige
Sachwalter in der Liquidations-
phase die Funktion des Liquida-
tors übernimmt. Der Liquidator
hat alle zur Erhaltung und Ver-
wertung der Masse sowie zur
allfälligen Übertragung des ab-
getretenen Vermögens gehören-
den Geschäfte vorzunehmen
und die Masse vor Gericht zu
vertreten. Eine wesentliche
Aufgabe des Liquidators ist es,
den Kollokationsplan zu erstel-
len. Die Verwertung der Aktiven
erfolgt in der Regel durch Ein-
treibung oder Verkauf der For-
derungen, durch freihändigen
Verkauf oder öffentliche Verstei-
gerung.
Nach Verwertung der Aktiven
ist das Verteilungsergebnis zu
bestimmen und es sind die
Gläubiger zu befriedigen. Dabei
besteht auch die Möglichkeit,
Abschlagszahlungen vorzuneh-
men. Voraussetzung
hiezu ist allerdings,
dass zumindest der
Kollokationsplan in
Rechtskraft erwach-
sen ist und durch die
Abschlagszahlungen das Verfah-
rensergebnis nicht beeinträch-
tigt wird. Schliesslich hat der
Liquidator gleichzeitig mit der
endgültigen Verteilungsliste eine
Schlussrechnung sowie den
Schlussbericht zu erstellen und
diesen dem Gläubigerausschuss
zur Genehmigung zu unterbrei-
ten. Der Schlussbericht ist nach
Genehmigung durch den Gläu-
bigerausschuss dem Nachlass-
richter einzureichen. Handelt es
sich beim Schuldner um eine
juristische Person, zum Beispiel
eine AG oder eine GmbH, so
wird diese anschliessend im
Handelsregister gelöscht. Mit
diesem Verfahren wird der
Schuldner somit nicht saniert,
wie dies beim Stundungs- und
Prozent- beziehungsweise Divi-
dendenvergleich der Fall ist,
sondern liquidiert (ähnlich wie
im Konkurs). ■

Dr. Hans Henzen
Rechtsanwalt

Rorschach

Falls der Nachlassrichter den
Nachlassvertrag bestätigt,
ist dieser grundsätzlich für
alle Gläubiger verbindlich.
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Manch verwitwete Mutter oder verwitweter 
Vater reagiert zunächst mit Unverständnis oder
Empörung, wenn ihren Kindern von Amtes
wegen ein «Vormund» bestellt wird. Zweifelt
man an ihren Fähigkeiten, ohne Ehepartner 
ordentlich für die Kinder sorgen zu können?

Rechtsfähigkeit
Jedermann ist vom Augenblick
seiner Geburt an rechtsfähig,
kann ohne eigenes Dazutun
Rechte und Pflichten erwerben.

Urteilsfähigkeit
Jeder Mensch, dem nicht wegen
seines Kindesalters oder infolge
Geisteskrankheit, Geistesschwä-
che oder Zuständen wie Trun-
kenheit und dergleichen die 
Fähigkeit mangelt, vernunftge-
mäss zu handeln, ist urteilsfähig.

Handlungsfähigkeit
Handlungsfähig ist jede Person,
die mündig (18 Jahre) und ur-
teilsfähig ist. Innerhalb der
Schranken der Rechtsordnung
kann der handlungsfähige

Wann bekommen
unmündige Kinder
einen fremden
Beistand?

Unter der Voraussetzung, dass
es lebend zur Welt kommt, ist
sogar das ungeborene Kind in
einem Fall rechtsfähig, nämlich
erbfähig.
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Mensch selbstständig Rechte
und Pflichten begründen.
Unmündige stehen unter elter-
licher Sorge, das heisst, dass ihre
Eltern als gesetzliche Vertreter
für sie handeln. Ohne Zustim-
mung des gesetzlichen Vertre-
ters können sie sich nur im Rah-
men ihres Taschengeldes oder
eigener bescheidener Einkünfte
verpflichten. Die Eltern haben
das Recht und die Pflicht, das
Vermögen des Kindes zu ver-
walten. Wenn die Kinder dem
Mündigkeitsalter näher rücken,

erwerben sie immer
mehr, aber noch be-
schränkte Handlungs-
fähigkeit und die ge-
setzliche Vertretung
der Eltern reicht nicht
mehr in gar alle Be-

reiche ihrer Kinder. Die Vertre-
tungsmacht der Eltern hängt
mit der elterlichen Pflicht zu-
sammen, im Blick auf das Wohl

des Kindes seine Pflege und Er-
ziehung zu leiten und die dafür
nötigen Entscheidungen zu tref-
fen (Art. 301 ZGB). 

Interessenkollisionen
Von Amtes wegen ernennt die
Vormundschaftsbehörde einen
Beistand, wenn der gesetzliche
Vertreter einer unmündigen
Person in einer Angelegenheit
Interessen hat, die denen 
des Vertretenen widersprechen
(Art. 392 Ziffer 2 ZGB).
Wenn unmündige Kinder oder
Jugendliche Vater oder Mutter
durch Tod verlieren, bilden sie
mit dem überlebenden Eltern-
teil, ohne ihr Zutun, eine Erben-
gemeinschaft. Vorbehalten bleibt
die Ausschlagung der Erbschaft
innert drei Monaten nach dem
Todestag, eventuell nach Kennt-
nisnahme vom Tod. Bereits bei
der Entscheidung, ob die Erb-
schaft auszuschlagen ist, kann
der überlebende Elternteil zwi-
schen rationalen wirtschaftli-
chen Überlegungen im Interesse
der unmündigen Nachkommen
und dem emotionalen Respekt
dem verstorbenen Ehegatten
gegenüber hin- und hergerissen
sein.
Die Interessen des überlebenden
Elternteils können denjenigen
der erbberechtigten Kinder ge-
genüberstehen. Der überleben-
de Elternteil als gesetzlicher
Vormund gefährdet die Kindes-
interessen, weil er sie nicht neut-
ral beurteilen und wahrnehmen
kann. Widersprüchliche Interes-
sen können den testamentari-
schen oder gesetzlichen Erbteil
betreffen. Ebenso können sie sich
um die Ausgleichspflicht oder
um die Bewertung von Nachlass-
vermögen drehen. Die Teilungs-
vorschriften, an welche die Er-
ben nicht gebunden sind, kön-
nen zu weiteren Interessekon-
flikten führen. Weitreichender
und schwerwiegender sind oft
die unterschiedlichen Interessen
zwischen überlebendem Ehe-
gatten und Kindern bei der gü-
terrechtlichen Auseinanderset-
zung, welche der erbrechtlichen

Teilung vorangeht. Je höher die
Ansprüche des überlebenden
Ehegatten aus Güterrecht sind,
desto kleiner wird die Erbmasse,
an der die Nachkommen als Er-
ben teilhaben.

Niemand unterstellt Eltern, dass
sie a priori ihre eigenen Vorteile
denjenigen ihrer Nachkommen
voranstellen. Niemand zweifelt
daran, dass ihre Sorge unabhän-
gig von güterrechtlichen und
erbrechtlichen Ansprüchen zu 
allererst dem Wohl ihrer Kinder
gilt. Widersprüchliche Interes-
sen können jedoch auch bei
bester Absicht zu Fehlentschei-
dungen führen. Man halte sich
die Konflikte vor Augen, wenn
eine Mutter nicht nur ihre eige-
nen Interessen, sondern auch
die eines unmündigen Kindes
gegen die Interessen von drei
mündigen Kindern durchsetzen
müsste. Der Gesetzgeber ging
davon aus, dass Eltern regel-
mässig überfordert sind, wider-
sprüchliche Interessen zu er-
kennen, sachlich auseinander
zu halten und ihnen gerecht zu
werden. Sie hätten nicht nur
zwischen materiellen Interessen
einen Ausgleich zu finden, son-
dern auch zwischen emotiona-
len, moralischen Verpflichtun-
gen gegenüber verschiedenen
ihnen nahe stehenden Men-
schen zu entscheiden, zu denen
ihnen die notwendige sachliche
Distanz fehlt. Man stelle sich die
Situation einer schwangeren
Witwe vor, welche nebst ihrem
eigenen Interesse die Interessen
eines ungeborenen Kindes ge-
gen die Interessen ihrer anderen
Kinder wahrnehmen sollte. Inte-
ressenkonflikte werden häufig
von Solidaritätskonflikten über-
lagert. In solchen Fällen haben
Eltern einen Teil der elterlichen
Sorge abzugeben und in den
«Ausstand» zu treten.

Der Gesetzgeber geht davon
aus, dass Eltern regelmässig
überfordert sind, wider-
sprüchliche Interessen zu 
erkennen.

Die Interessen-
kollision beseitigt
die Vertretungs-
macht des gesetz-
lichen Vertreters.
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Suzanne Bühler-Aebi

Rechtsanwältin
St.Gallen

Vertretungsbeistandschaft
Nicht nur der Tod eines Eltern-
teils verlangt eine Vertretungs-
beistandschaft (Art. 392 ZGB),
sondern jede Angelegenheit, in
der Eltern Interessen haben, die
denen des Kindes widerspre-
chen (Art. 306 Abs. 2 ZGB). Oft
werden Verwandte zu Vormün-
dern oder Beiständen von hand-
lungsunfähigen oder beschränkt
handlungsfähigen Erwachsenen
ernannt. Werden beide Mitglied
derselben Erbengemeinschaft, ist
für diese Erbangelegenheit eine
Vertretungsbeistandschaft zu er-
richten. Dies trifft auch dann zu,
wenn beide an einem Geschäft
beteiligt sind, welches die Inte-
ressen sowohl des Vormunds als
auch des Mündels berührt. Die
Interessenkollision beseitigt die
Vertretungsmacht des gesetz-
lichen Vertreters. Der Stellver-
tretungsbeistand vertritt aber
entgegen dem Wortlaut nicht
den wegen Interessenkollision
verhinderten gesetzlichen Ver-
treter, sondern die schutzbe-
dürftige Person.

In der Regel müssen die am Ge-
schäft beteiligten Vertragspart-
ner bei der Vormundschaftsbe-
hörde um die Errichtung einer
Vertretungsbeistandschaft nach-
suchen, wenn sie eine Interes-
senkollision annehmen. Eine
unmündige oder in ihrer Hand-
lungsfähigkeit eingeschränkte
Person kann auch selbst an die
Vormundschaftsbehörde gelan-
gen und einen Stellvertretungs-
beistand verlangen, wenn sie
einen Konflikt zwischen ihren
Interessen und denjenigen ihres
gesetzlichen oder ernannten
Vertreters geltend macht. Wenn
ein Geschäft beurkundet wird,
hat die Urkundsperson die Mit-
wirkung zu verweigern, falls 
sie annehmen muss, es könnte
eine Interessenkollision vorlie-
gen.

Verlieren Unmündige durch Tod
einen Elternteil, wird ihnen von
Amtes wegen ein Stellvertre-
tungsbeistand gegeben, der ihre
Interessen als Erben des ver-
storbenen Elternteils vertritt.
Ansonsten bleibt die elterliche
Sorge bei den überlebenden
Müttern oder Vätern. Unmün-
digen, die beide Eltern verloren
haben und somit keinen gesetz-
lichen Vertreter mehr haben,
wird ein Vormund ernannt. Da-
für kann sich ohne Weiteres ein
naher Verwandter zur Verfü-
gung stellen und ernannt wer-
den. Hat der Vormund keine
eigenen Interessen als Miterbe,
kann er seine Mündel auch in
Erbangelegenheiten vertreten.
Ansonsten wird das Vormund-
schaftsamt von Amtes wegen tä-
tig und wird das Verfahren für
eine Vertretungsbeistandschaft
einleiten.

Vormundschaftsbehörde
Die Vormundschaftsbehörde er-
nennt den Vertretungsbeistand.
Der überlebende Ehegatte hat
gestützt auf das Grundrecht des
rechtlichen Gehörs einerseits
ein Vorschlagsrecht und andrer-
seits ein Recht, sich zu einem
Vorschlag der Behörde verneh-
men zu lassen. Der unmündige,
aber urteilsfähige Jugendliche
ist zur Person des Stellvertre-
tungsbeistandes anzuhören. Es
gehört zu den Grundrechten,
dass Unmündige in allen Ange-
legenheiten, die sie persönlich
betreffen, anzuhören sind, so-
weit sie für die Angelegenheit
über die entsprechende Urteils-
fähigkeit verfügen.
Die Erbengemeinschaft kann
nur mit Zustimmung aller Erben
handeln. Der Beistand vertritt
den handlungsunfähigen Erben
in der Erbengemeinschaft. Für
eine Reihe von Rechtsgeschäf-
ten der Erbengemeinschaft vor
der Erbteilung (Kauf, Verkauf
oder Verpfändung von Grund-
stücken, Bauten, Darlehensver-
träge oder Pachtverträge, Pro-
zessführung oder Vergleiche,
Schieds- und Nachlassverträge)

bedarf es nicht nur der Mitwir-
kung des Beistandes, sondern
auch noch der Zustimmung der
Vormundschaftsbehörde (Art.
421 ZGB). Die Erbteilung, an
welcher der Stellvertretungsbei-
stand mitgewirkt hat, wird erst
mit der Zustimmung der Vor-
mundschaftsbehörde verbind-
lich (Art. 421 Ziff. 9 ZGB). Sie
hat zu überprüfen, ob die ge-
setzlichen oder testamentari-
schen Bestimmungen des Erb-
rechts sowie die gesetzlichen
Vorschriften des Vormund-
schaftsrechts eingehalten sind.
Unter Umständen kann sie die
Zustimmung zur Zuweisung von
Vermögenswerten an Unmün-
dige oder Entmündigte verwei-
gern, wenn sich um Vermögens-
werte handelt, welche die Vor-
schriften der Mündelsicherheit
(Art. 400ff ZGB) nicht erfüllen.
Die Vormundschafts-
behörde kann ferner
Anordnungen erlas-
sen, die zum Schutz
der durch die Erb-
teilung erworbenen
Vermögenswerte und
Rechte notwendig werden.
Wenn sie es nach Art und Grös-
se des Vermögens des Kindes
und nach den persönlichen
Verhältnissen des überlebenden
Elternteils für angezeigt erach-
tet, kann sie die periodische
Rechenschaftspflicht anordnen.
Ist die Erbteilung abgeschlossen,
wird der Vertretungsbeistand
von der Vormundschaftsbehör-
de entlastet und entlassen. Der
überlebende Elternteil vertritt in
allen Angelegenheiten, in de-
nen er keine eigenen widerspre-
chenden Interessen hat, seine
Kinder selbst. Für die Verwal-
tung und Verwendung des Kin-
desvermögens und dessen Er-
träge setzt ihm das Gesetz je-
doch enge Schranken (Art. 318
ff ZGB). ■

Die Vormundschafts-
behörde ernennt
den Vertretungs-
beistand.

Ist die Erbteilung
abgeschlossen, wird der
Vertretungsbeistand von
der Vormundschaftsbehörde
entlastet und entlassen.



3-2005  Das Mandat  19

RECHT & PRIVAT

Wenn ein Betreibungsverfahren ein gewisses
Stadium erreicht hat, stellt sich die Frage, 
welche Vermögenswerte des Schuldners gepfändet
und gegebenenfalls verwertet, das heisst «zu
Geld gemacht» werden können. Gehören dazu
auch sein Hund, seine Katze oder sein Pferd?

Es versteht sich von selbst, dass
in einer Betreibung nicht das
gesamte Hab und Gut des
Schuldners «weggepfändet» und
verwertet wird. Das Bundesge-
setz über Schuldbetreibung und
Konkurs (SchKG) statuiert denn
auch für bestimmte Vermögens-
werte ein Pfändungsverbot, bei-
spielsweise für Möbel, Haus-
geräte oder Kleider. Allerdings

ist es möglich, einen an sich
unpfändbaren, aber besonders
wertvollen Gegenstand gegen
einen weniger wertvollen aus-
zutauschen – also beispielsweise
den teuren Mahagoni-Tisch des
Schuldners gegen einen «nor-
malen», preisgünstigen Tisch
aus dem Warenhaus. Ein derar-
tiges Vorgehen stellt indes eine
nicht zu unterschätzende Härte

dar, weshalb die Verwertung des
ausgetauschten Gegenstandes
stets einen erheblichen Erlös ab-
werfen muss, andernfalls im
Interesse des Schuldners darauf
zu verzichten ist.
Die vom SchKG als unpfändbar
bezeichneten Vermögenswerte
fallen auch bei einem Konkurs
nicht in die der Befriedigung der
Gläubiger dienende «Konkurs-
masse». Der Einfachheit halber
konzentrieren sich die folgen-
den Ausführungen allerdings
einzig auf die Pfändung.

Die Rechtslage 
vor dem 1. April 2003
Was die Pfändbarkeit von Tieren
betrifft, so präsentierte sich die
Rechtslage aus dem Blickwinkel

Das Pfändungsverbot
für Haustiere
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lic. iur. Bernhard Isenring
Wissenschaftlicher 

Mitarbeiter am RWI der
Universität Zürich

Flawil/Zürich

des betriebenen Schuldners bis
vor kurzem ungünstig. Lediglich
eine, auch heute noch un-
verändert in Kraft stehende Ge-
setzesnorm befasste sich mit
dem Problem. Aufgrund dieser
Bestimmung sind nach Wahl
des Schuldners entweder zwei
Milchkühe oder Rinder, vier
Ziegen oder Schafe sowie Klein-
tiere – nebst dem zum Unterhalt
und zur Streu auf vier Monate
erforderlichen Futter und Stroh
– unpfändbar, allerdings nur, so-
weit besagte Tiere für die Ernäh-
rung des Schuldners und seiner
Familie oder zur Aufrechterhal-
tung seines Betriebes unent-
behrlich sind. Die Vorschrift zielt
somit eindeutig auf bäuerliche
Verhältnisse ab, erfasst eigent-
liche Nutztiere, nicht aber die
üblichen Haustiere wie Hund
oder Katze, welche denn auch
bis zum 1. April 2003 grundsätz-
lich gepfändet wurden, aller-
dings – aufgrund der damit ver-
bunden «persönlichen Härte» –
nur auf ausdrückliches Verlan-
gen des Gläubigers.
In Anbetracht dieser Rechtslage
verwundert es nicht, dass
Schuldner hin und wieder ver-
suchten, ihre Haustiere vor einer
Pfändung zu bewahren, indem
sie diese als Berufswerkzeuge
deklarierten. Durch ein gesetz-
liches Pfändungsverbot geschützt
sind nämlich auch Gegenstände,
die ein Schuldner für die Aus-
übung seines Berufs benötigt.
Das Bundesgericht hat aller-
dings im Jahre 1950 dem Zucht-
Rüden «Fero von Feurig-Blut»
(Schätzungswert CHF 500.–) die
Eigenschaft als Berufswerkzeug
abgesprochen und damit die
Pfändbarkeit des Hundes bestä-
tigt. In anderen (noch älteren)
Fällen wurde indes auch gegen-
teilig entschieden, mithin die
Unpfändbarkeit von Tieren auf-
grund ihrer Eigenschaft als Be-
rufswerkzeug bejaht, insbeson-
dere bei sogenannten Zughun-
den, welche zum Teil noch heute
als Lasttiere eingesetzt werden
und dabei kleinere oder auch
grössere Karren zu ziehen haben.

Die neue Rechtslage 
durch den «Grundsatz-
artikel Tiere»
Am 1. April 2003 hat sich die
eben dargelegte Rechtslage teil-
weise geändert. Auf dieses Da-
tum ist der sogenannte «Grund-
satzartikel Tiere» in Kraft getre-
ten. Dabei handelt es sich um
ein eigentliches Paket von Ge-
setzesänderungen, welche alle
das Ziel verfolgen, die Stellung
der Tiere in der schweizerischen
Rechtsordnung zu verbessern
und dem gewandelten «Volks-
empfinden» denselben gegen-
über Rechnung zu tragen. Dies
wird vor allem dadurch zum
Ausdruck gebracht, dass Tiere in
der Schweiz juristisch nicht
mehr als Sachen gelten, was als
Konsequenz die Neuformulie-
rung einiger Bestimmungen im
Zivilgesetzbuch, im Obligatio-
nenrecht und im Strafgesetz-
buch nach sich gezogen hat.

Für welche Tiere gilt das
neue Pfändungsverbot?
Durch den «Grundsatzartikel
Tiere» hat auch das SchKG eine
Änderung erfahren. Art. 92 legt
neuerdings fest, dass zusätzlich
zu den bereits erwähnten Nutz-
tieren all jene unpfändbar sind,
«die im häuslichen Bereich und
nicht zu Vermögens- oder Er-
werbszwecken gehalten wer-
den.» Zunächst ist klarzustellen,
dass von diesem neuen Pfän-
dungsverbot nicht nur Wirbel-
tiere, sondern grundsätzlich
sämtliche Gattungen erfasst
werden. Die Frage nach der Un-
pfändbarkeit stellt sich aller-
dings weniger bei einer als
Haustier gehaltenen Vogelspin-
ne, als vielmehr bei einem Hund
oder einem Pferd. Dies aufgrund
der einfachen Überlegung, dass
ein Gegenstand nur dann ge-
pfändet wird, wenn bei der an-
schliessenden Verwertung auch
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ein gewisser Erlös zu erwarten
ist, der unter den Gläubigern
verteilt werden kann.
Nach der hier vertretenen Auf-
fassung sind aufgrund der 
neuen Rechtslage all jene Tiere
unpfändbar, zu denen der
Schuldner eine besonders enge
Beziehung hat, und zwar unab-
hängig davon, wo sich das frag-
liche Tier befindet. Der im Ge-
setz erwähnte «häusliche Be-
reich» kann folglich im Einzel-
fall ein beliebiger Ort sein. Es 
ist gleichgültig, ob beispielsweise
das Pferd eines Hobby-Reiters
im Stall unmittelbar neben sei-
nem Wohnhaus oder in einem
Stall im einige Kilometer ent-
fernten Nachbardorf lebt. Sofern
die geforderte besonders enge
Beziehung zum Tier besteht, ist
von einem «häuslichen Be-
reich» auszugehen.
Die eben dargelegte erste Be-
dingung für die Unpfändbarkeit
eines Tieres dürfte in der Praxis
relativ häufig erfüllt sein. Als
zweites Kriterium ist aber zu-
sätzlich verlangt, dass dieses nicht
Vermögens- oder Erwerbszwe-
cken dient. Die neue Bestim-
mung erfasst demzufolge nur
Tiere, welche ein Schuldner aus
persönlichen Gründen besitzt.
Kaum Probleme ergeben sich
bei Hunden, Katzen, Papageien,
Zierfischen und ähnlichen Lebe-
wesen, die in der Regel nicht zu
Vermögens- oder Erwerbszwe-
cken gehalten werden. Schwie-
riger ist es, wenn der Haltungs-
grund eines Tieres nicht rein
persönlichen Motiven ent-
springt. Ein Beispiel soll dies
verdeutlichen: Ein Nachtwäch-
ter benötigt seinen Hund einer-
seits für die Arbeit, hält ihn 
darüber hinaus aber auch aus
Freude am Tier. Wie verhält es
sich hier mit dessen Unpfänd-
barkeit? Als Lösung drängt sich
auf, abzuwägen, welcher Hal-
tungsgrund im Einzelfall über-
wiegt. Je nachdem, ob das be-
rufliche, oder aber das persön-
liche Motiv für die Tierhaltung
im Vordergrund steht, ist eine
Pfändung möglich oder nicht.

Dem jeweiligen Betreibungs-
beamten kommt bei derartigen
Entscheiden auf jeden Fall ein
gewisser Ermessensspielraum zu.
Im Beispiel mit dem Nacht-
wächter dürfte überdies die
Frage auftauchen, ob besagter
Hund nicht auch als sein Berufs-
werkzeug zu betrachten wäre,
und eine Unpfändbarkeit allen-
falls aus diesem Grund bejaht
werden könnte – unabhängig
von den hier zu behandelnden
Voraussetzungen.

Kritik
Problematisch ist die vom Ge-
setzgeber getroffene Unterschei-
dung zwischen Tieren im häus-
lichen Bereich, die zu Vermö-
gens- oder Erwerbszwecken ge-
halten werden, und solchen, die
anderen Zwecken dienen. Die
nach wie vor zulässige Pfändung
von Tieren der erstgenannten
Kategorie kann nämlich für den
Schuldner äusserst einschnei-
dend sein, da oft gerade zu sol-
chen Lebewesen eine besonders
enge Beziehung besteht, welche
die neue Bestimmung im Prin-
zip schützen soll(te).

Die Problematik 
«Ersatztier»
Wie bereits eingangs ausgeführt,
kann der Betreibungsbeamte
einen vom Gesetz als unpfänd-
bar bezeichneten Gegenstand
doch pfänden, wenn er von ho-
hem Wert ist, und dem Schuld-
ner dafür ein preiswertes Ersatz-
stück zur Verfügung gestellt
wird. Es fragt sich, ob diese Re-
gelung auch für unpfändbare
Haustiere gilt. Wäre es möglich,
einen reinrassigen Schäferhund
zu pfänden, wenn der Gläubiger
dem Schuldner dafür einen
Mischlingshund aus dem Tier-
heim besorgt und überlässt?
Das eben geschilderte Vorgehen
ist von Gesetzes wegen zwar
nicht explizit ausgeschlossen,
entspricht aber keineswegs Sinn
und Zweck der neuen Bestim-
mung, welcher nur darin liegen
kann, dem Schuldner sein Haus-
tier zu belassen, und nicht

irgendeines. Die Möglichkeit des
Austausches ist im Zusammen-
hang mit der Pfändung von
Haustieren somit abzulehnen.
Zu wünschen wäre überdies,
wenn der Gesetzgeber eine da-
hingehende Regelung erlassen
würde.

Zur Finanzierung 
unpfändbarer Tiere
Im Zuge einer Pfändung muss
der Schuldner sehr oft einen Teil
seines Lohnes zugunsten der
Gläubiger abgeben. Selbstver-
ständlich kann ihm nicht das
gesamte Einkommen gepfändet
werden, das indivi-
duell zu berech-
nende Existenzmi-
nimum ist stets zu
respektieren.
Es fragt sich nun, ob
die Unkosten für
den Unterhalt eines
als unpfändbar ein-
gestuften Haustieres bei der Be-
rechnung des erwähnten Exis-
tenzminimums zu berücksichti-
gen sind oder nicht.
Die erste Möglichkeit besteht
darin, dass der Schuldner derar-
tige Kosten aus dem monat-
lichen Grundbetrag bestreiten
muss, der ihm unter ande-
rem auch für die Ausübung
seiner Freizeitbeschäftigungen
verbleibt. Bejaht man diese Lö-
sung, so ist es dem von einer
Lohnpfändung Betroffenen im
Extremfall nicht möglich, das an
sich unpfändbare Tier zu be-
halten, da ihm schlichtweg das
Geld für Futter, Hundesteuer
oder Tierarztrechnungen fehlt.
Eine zweite Möglich-
keit besteht darin,
die Unterhaltskosten
für ein Haustier, das
aufgrund des neuen
Pfändungsverbotes
beim Schuldner ver-
bleibt, bei der Berech-
nung des Existenzmi-
nimums zu berück-
sichtigen und zum
monatlichen Grund-
betrag dazuzuschla-
gen. Damit kann die

Kaum Probleme ergeben 
sich bei Hunden, Katzen, 
Papageien, Zierfischen und
ähnlichen Lebewesen, die in
der Regel nicht zu Vermögens-
oder Erwerbszwecken 
gehalten werden.
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bereits erwähnte, unbefriedi-
gende Situation vermieden wer-
den, dass zwar ein Haustier dem
Schuldner nicht «weggepfän-
det» wird, er dieses aber in der
Folge doch nicht behalten kann,
weil ihm die Mittel zum Unter-
halt fehlen.
Die zuletzt präsentierte Lösung
ist zu favorisieren und dürfte
sich in der Praxis durchsetzen.
Zweck des «Grundsatzartikels
Tiere» ist es, dem gewandelten
«Volksempfinden» gegenüber
Tieren Rechnung zu tragen. Der
überwiegende Teil der Bevölke-
rung in der Schweiz setzt Tiere
aber kaum mit übrigen Hobby-
Gegenständen, zum Beispiel mit
einer Modelleisenbahn oder 
einem Segelboot, gleich. 
Damit kann als Konsequenz
auch nicht geltend gemacht
werden, der Schuldner müsse
den Unterhalt für unpfändbare

Tiere aus dem unter anderem
für Hobbies verbleibenden
Grundbetrag bestreiten.

Zusammenfassung
Zum Schluss sei auf das Wich-
tigste noch einmal kurz hinge-
wiesen. Erst seit dem 1. April
2003 gelten Haustiere als un-
pfändbar, allerdings nur, sofern
die nachfolgenden Vorausset-
zungen erfüllt sind:
1. Der Schuldner muss zu sei-

nem Tier eine besonders enge
Beziehung haben. Dies ergibt
die hier vertretene Auslegung
des Kriteriums «im häus-
lichen Bereich».

2. Das Tier darf nicht überwie-
gend zu Vermögens- oder Er-
werbszwecken gehalten wer-
den.

Dem mit der Pfändung betrau-
ten Betreibungsbeamten kommt
im Einzelfall bei der Beurtei-

lung, ob die dargelegten Krite-
rien erfüllt sind, ein recht weiter
Ermessenspielraum zu. Der von
ihm gefällte Entscheid ist indes
nicht unmittelbar definitiv. Wird
im Einzelfall ein Haustier ge-
pfändet, und hat der davon be-
troffene Schuldner den Ein-
druck, der Betrei-
bungsbeamte habe die
eben dargelegten Vor-
aussetzungen nicht
richtig beurteilt, so
kann er innert 10 Tagen seit der
Pfändung Beschwerde erheben.
Im Kanton St.Gallen ist es der
Präsident des jeweils zuständi-
gen Kreisgerichtes, welcher in
der Folge darüber zu befinden
hat. Gegen diesen Entscheid ste-
hen unter Umständen noch
weitere Rechtsmittel zur Verfü-
gung, je nachdem, aus welchem
Grund der Schuldner diesen
weiterziehen möchte. ■

Zweck des «Grundsatzartikels
Tiere» ist es, dem gewandelten
«Volksempfinden» gegenüber
Tieren Rechnung zu tragen.
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Gesammelt von RA Bruno A. Hubatka

■ Da fragt der Richter den Beklagten: «Herr
Müller, was verstehen Sie unter Ratenzah-
lung?»  –  «Darunter verstehe ich, dass meine
Gläubiger raten müssen, wann ich zahle».

■ Der Richter versucht, dem Angeklagten
ein Geständnis abzuringen. Er redet ihm gut
zu: «Angeklagter, erleichtern Sie doch Ihr

Gewissen!» – «Ach, Herr Richter, das raten
Sie mir jedesmal und immer bin ich wieder
darauf reingefallen.»

■ Angeklagter: «Ich kann beschwören,
Herr Richter, dass der Kläger sich wie ein
Rindvieh benommen hat.» Kläger: «Das
kann wirklich nur ein Esel behaupten.»
Richter: «Nachdem die Personalien der
Parteien feststehen, erkläre ich die Verhand-
lung für eröffnet.»

■ Frage des Richters an den Rechtsanwalt:
«Herr Verteidiger, haben Sie noch etwas zur

Entlastung des Angeklagten vorzubringen?»
«Ja, hohes Gericht: Sie sollten bei Ihrer
Urteilsfindung berücksichtigen, dass mein
Mandant schwerhörig ist und die Stimme
seines Gewissens nicht hören kann.»

■ Definition eines Kindes für einen Dieb:
Ein Dieb ist ein Mann, der etwas findet, was
ein anderer nicht verloren hat.

■ Früher litten wir an Verbrechen, heute
an Gesetzen. Tacitus

Allfällige Schreib- und sonstige Fehler wurden den 
«Vorlagen» entnommen.
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24 Monate Freiheitsstrafe
wegen Zigarrenrauchens
In Charlotte, Bundesstaat North
Carolina, kaufte ein Rechtsan-
walt eine Kiste mit ebenso sel-
tenen wie teuren Zigarren und
versicherte diese dann unter 
anderem gegen Feuerschaden.
Über die nächsten Monate
rauchte er die Zigarren. Und ob-
wohl die erste Prämienzahlung
noch nicht einmal erfolgt war,
forderte er die Versicherung auf,
den Schaden zu ersetzen. In sei-
nem Anspruchsschreiben führte
der Anwalt aus, dass die Zi-
garren «durch eine Serie kleiner
Feuerschäden» vernichtet wor-
den seien. Die Versicherung da-
gegen weigerte sich, den Scha-
den zu bezahlen, mit der ein-
leuchtenden Argumentation,
dass er die Zigarren bestim-
mungsgemäss verbraucht habe.
Der Rechtsanwalt wiederum
klagte … und gewann!
Das Gericht stimmte mit der Ver-
sicherung überein, dass der An-
spruch unverschämt sei, doch
ergab sich aus der Versicherungs-
police, dass die Zigarren gegen
jede Art von Feuer versichert
seien und Haftungsausschlüsse
nicht bestünden. Folglich müsse

die Versicherung bezahlen, was
sie selbst vereinbart und unter-
schrieben habe. Statt ein langes
und kostspieliges Berufungsver-
fahren anzustrengen, akzeptier-
te die Versicherung das Urteil
und bezahlte 15’000 Dollar an
den Rechtsanwalt, der seine 
Zigarren in den zahlreichen
«Feuerschäden» verloren hatte.

Aber jetzt kommt der 
beste Teil der Geschichte
Nachdem der Anwalt den Check
der Versicherung eingelöst hat-

te, wurde er auf deren Antrag
wegen 24 Fällen von «Brand-
stiftung» verhaftet. Unter Hin-
weis auf seine zivilrechtliche
Klage und seine Angaben vor
Gericht wurde er wegen vor-
sätzlicher Inbrandsetzung seines
versicherten Eigentums zu 24
Monaten Freiheitsstrafe (ohne
Bewährung) und 24’000 Dollar
Geldstrafe verurteilt…! ■

* Se non è vero è ben trovato…




